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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) 
zu dem Gesetz über den zivilen Ersatzdienst 
— Drucksachen 34, 1142 (neu), 1219 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Wittrock 


Antrag des Ausschusses 

Der Buniiestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bunciestag in seiner 76. Sitzung am 18. Juni 
1959 beschlossene Gesetz über den zivilen Ersatzdienst — 
Drucksachen 34, 1142 (neu) — wird nach Maßgabe der in der 
Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der 
Vermittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundes- 
tag über die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 12. November 1959 

Der Vermittlungsausschuß 

Dr. Zinn Wittrock 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Änderungen des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst 

1. § 14 Abs. 2 und 3 

§ 14 Abs. 2 und 3 werden wie folgt gefaßt: 

„(2) Erhebt der Ersatzdienstleistende Beden- 
ken gegen die Rechtmäßigkeit einer dienstlichen 
Anordnung und wird die Anordnung aufrecht- 
erhalten, so hat er sie zu befolgen, es sei denn, 
daß sie nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt ist 
oder die Menschenwürde verletzt oder daß durch 
das Befolgen ein Verbrechen oder Vergehen be- 
gangen würde. 

(3) Befolgt der Ersatzdienstleistende eine 
dienstliche Anordnung, so ist er von der eigenen 
Verantwortung befreit, sofern nicht die Ausfüh- 
rung der Anordnung als Verbrechen oder Ver- 
gehen strafbar ist und die Strafbarkeit entweder 
von ihm erkannt wird oder nach den ihm be- 
kannten Umständen offensichtlich ist." 

2. § 27 Abs. 2 letzter Satz 

In § 27 Abs. 2 letzter Satz wird das Wort „die- 
sem" durch das Wort „ihm" ersetzt. 

3. § 42a (neu) 

Nach § 42 wird folgender neuer § 42a eingefügt: 

„§ 42a 

Versorgungsberechtigte im Land Berlin 

(1) Leistungen nach diesem Gesetz werden 
auch gewährt an Berechtigte, die ihren Wohn- 
sitz oder ständigen Aufenthalt im Land Berlin 
haben. 

(2) § 95 Abs. 2 des Soldatenversorgxmgsgeset- 
zes gilt entsprechend. 

4. §43 

§ 43 wird gestrichen. 
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